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EuGH: Keine Vereinbarkeit des KoPl-G 
mit der E-Commerce-RL

 » jusIT 2023/118

RL 2000/31/EG: Art 2 lit h, Art 3 Abs 4, Art 22
KoPl-G: § 1 Abs 5, § 2 Z 4

EuGH 9. 11. 2023, C-376/22 (Google Ireland u. a.)

Ein Mitgliedstaat darf einem Anbieter einer Kommunika-
tionsplattform, der in einem anderen Mitgliedstaat nie-
dergelassen ist, keine generell-abstrakten Verpfl ichtun-
gen (hier: wie im KoPl-G enthalten) im Hinblick auf die Be-
kämpfung rechtswidriger Inhalte im Internet auferlegen. 
Eine solche nationale Herangehensweise verstößt gegen 
das Unionsrecht (hier: Art  3 Abs  4 EC-RL), das den freien 
Verkehr von Diensten der Informationsgesellschaft durch 
den Grundsatz der Aufsicht im Herkunftsmitgliedstaat des 
betreff enden Dienstes gewährleistet.

Anmerkung des Bearbeiters:

Im aus Österreich stammenden Ausgangsfall beantragten drei 
größere Anbieter von Kommunikationsplattformen (Google, 
Meta und TikTok) mit Sitz außerhalb Österreichs (kurz: die Be-
schwerdeführer – Bf) die Feststellung durch die KommAustria, 
dass das Kommunikationsplattformen-Gesetz (Bundesgesetz 
über Maßnahmen zum Schutz der Nutzer:innen auf Kommu-
nikationsplattformen [Kommunikationsplattformen-Gesetz – 
KoPl-G], BGBl I 151/2020) auf sie nicht anwendbar wäre. Dieses 
enthält ua Regelungen, die Anbieter großer Online-Plattformen 
dazu verpfl ichten, einen inländischen Zustellbevollmächtigten 
für Nutzerbeschwerden sowie einen administrativ Verantwort-
lichen gegenüber der österreichischen Aufsichtsbehörde nam-
haft zu machen (vgl den Überblick von Kresbach, Das neue Kom-
munikationsplattformen-Gesetz in Österreich, MR 2021, 11). Die 
KommAustria stellte durch Bescheid gem § 1 Abs 5 KoPl-G fest, 
dass die Bf durch das Anbieten der jeweiligen Kommunikations-
plattformen YouTube, Instagram, Facebook und TikTok nach § 2 
Z 4 KoPl-G dem Anwendungsbereich dieses Gesetzes unterlie-
gen würden. Im Revisionsverfahren vor dem VwGH verband der 
für Mediensachen zuständige 3. Senat die drei Revisionsverfah-
ren zur gemeinsamen Entscheidung, unterbrach und legte die 
Rechtssache mit folgenden Fragen dem EuGH vor (VwGH 24. 5. 
2022, Ro 2021/03/0032-0034 [Plattformverantwortlichkeit], ZIIR 
2022, 499 [Thiele]):
1. Ist Art 3 Abs 4 lit a Ziff er ii) RL 200/31/EG dahin auszulegen, 

dass unter einer Maßnahme, die einen „bestimmten Dienst 
der Informationsgesellschaft“ betriff t, auch eine gesetzliche 
Maßnahme verstanden werden kann, die sich auf eine allge-
mein umschriebene Kategorie bestimmter Dienste der Infor-
mationsgesellschaft (wie Kommunikationsplattformen) be-
zieht, oder erfordert das Vorliegen einer Maßnahme im Sinne 

dieser Bestimmung, dass eine Entscheidung bezogen auf 
einen konkreten Einzelfall (etwa betreff end eine namentlich 
bestimmte Kommunikationsplattform) getroff en wird?

2. Ist Art 3 Abs 5 RL 200/31/EG dahin auszulegen, dass das 
Unterbleiben der nach dieser Bestimmung in dringlichen 
Fällen „sobald wie möglich“ (nachträglich) vorzunehmen-
den Mitteilung an die Kommission und den Sitzmitgliedstaat 
über die getroff ene Maßnahme dazu führt, dass diese Maß-
nahme – nach Ablauf eines für die (nachträgliche) Mitteilung 
ausreichenden Zeitraums – auf einen bestimmten Dienst 
nicht angewendet werden darf ?

3. Steht Art 28a Abs 1 der RL 2010/13/EU der Anwendung einer 
Maßnahme iSd Art 3 Abs 4 der RL 2000/31/EG entgegen, die 
sich nicht auf die auf einer Video-Sharing-Plattform bereitge-
stellten Sendungen und nutzergenerierten Videos bezieht?

Die Zweite Kammer verneinte die erste Vorlagefrage, sodass 
die zweite und die dritte Frage nicht zu beantworten waren. Zu-
nächst stellte der Gerichtshof fest, dass die Möglichkeit, vom 
Grundsatz des freien Verkehrs von Diensten der Informationsge-
sellschaft abzuweichen, nach dem Wortlaut der EC-RL einen „be-
stimmten Dienst der Informationsgesellschaft“ betriff t. Die Ver-
wendung des Wortes „bestimmt“ weist tendenziell darauf hin, 
dass der so bezeichnete Dienst als ein individualisierter Dienst 
zu verstehen ist (Rz 27 des Urteils). Folglich dürfen die Mitglied-
staaten keine generell-abstrakten Maßnahmen erlassen, die auf 
eine allgemein beschriebene Kategorie bestimmter Dienste der 
Informationsgesellschaft abzielen und unterschiedslos für alle 
Anbieter dieser Kategorie von Diensten gelten. Diese Auslegung 
wird nicht durch die Tatsache infrage gestellt, dass die EC-RL den 
Begriff  „Maßnahmen“ verwendet. Mit der Verwendung eines sol-
chen weiten und allgemeinen Begriff s hat der EU-Gesetzgeber 
nämlich die Art und Form der Maßnahmen, die sie zur Abwei-
chung vom Grundsatz des freien Verkehrs von Diensten der In-
formationsgesellschaft erlassen können, dem Ermessen der Mit-
gliedstaaten überlassen. Hingegen präjudiziert die Verwendung 
dieses Begriff s in keiner Weise die Substanz und den materiellen 
Inhalt dieser Maßnahmen (Rz 34 des Urteils).

Die Möglichkeit, vom Grundsatz des freien Verkehrs von 
Diensten der Informationsgesellschaft abzuweichen, ist nämlich 
an die Bedingung geknüpft, dass der Bestimmungsmitgliedstaat 
dieser Dienste nach Art 3 Abs 4 lit b EC-RL zuvor den Herkunfts-
mitgliedstaat um Maßnahmen ersuchen muss, was die Möglich-
keit voraussetzt, die Anbieter und damit die betroff enen Mitglied-
staaten zu identifi zieren. Die Zweite Kammer hält ganz deut-
lich am Grundsatz der Aufsicht im Herkunftsmitgliedstaat nach 
Art 3 Abs 1 EC-RL fest. Dieser führt zu einer Aufteilung der Rege-
lungszuständigkeit zwischen dem Herkunftsmitgliedstaat eines 
Diensteanbieters und dem Mitgliedstaat, in dem der betreff ende 
Dienst erbracht wird (Bestimmungsmitgliedstaat). Wenn es den 
Mitgliedstaaten jedoch gestattet wäre, den freien Verkehr sol-
cher Dienstleistungen durch Maßnahmen allgemeiner und abs-
trakter Art zu beschränken, die unterschiedslos für jeden Anbie-
ter einer Kategorie dieser Dienstleistungen gelten, wäre eine sol-
che Identifi zierung, wenn nicht unmöglich, so doch zumindest 
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übermäßig schwierig, sodass die Mitgliedstaaten nicht in der 
Lage wären, eine solche Bedingung zu erfüllen (Rz 39 des Urteils).

Schließlich betont der Gerichtshof, dass die E-Commerce-RL 
auf der Anwendung der Grundsätze der Kontrolle im Herkunfts-
mitgliedstaat und der gegenseitigen Anerkennung beruht, so-
dass im Rahmen des koordinierten Bereichs iSv Art 2 lit h EC-RL 
die Dienste der Informationsgesellschaft allein in dem Mitglied-
staat geregelt werden, in dessen Hoheitsgebiet die Anbieter die-
ser Dienste niedergelassen sind. Wenn es den Bestimmungsmit-
gliedstaaten jedoch gestattet wäre, Maßnahmen allgemeiner 
und abstrakter Art zu erlassen, die unterschiedslos für jeden An-
bieter einer Kategorie dieser Dienste gelten, unabhängig davon, 
ob er in dem letztgenannten Mitgliedstaat niedergelassen ist 
oder nicht, würde der Grundsatz der Kontrolle im Herkunftsmit-
gliedstaat infrage gestellt werden (Rz 47 des Urteils).

Darüber hinaus führt der Gerichtshof aus, dass die E-Com-
merce-RL darauf abzielt, die rechtlichen Hindernisse für das rei-
bungslose Funktionieren des Binnenmarktes zu beseitigen, die in 
den unterschiedlichen Rechtsvorschriften sowie in der Rechtsun-
sicherheit der auf diese Dienstleistungen anwendbaren nationa-
len Regelungen bestehen. Die Möglichkeit, die oben genannten 
Maßnahmen zu erlassen, würde jedoch letztlich darauf hinaus-
laufen, die betreff enden Dienstleister unterschiedlichen Rechts-
vorschriften zu unterwerfen und damit die rechtlichen Hinder-
nisse für den freien Dienstleistungsverkehr, die mit dieser Richt-
linie beseitigt werden sollen, wieder einzuführen (Rz 55 unter Be-
zugnahme auf ErwGr 5 und 6 der EC-RL).

Das vorliegende Urteil überzeugt in Ergebnis und Begrün-
dung, die einerseits durch eine wörtliche Auslegung von Art 3 
Abs 4 lit a Z 1 EC-RL sowie durch die kontextuell-systematische 
Analyse der Richtlinie gestützt wird. Der Gerichtshof kommt fol-
gerichtig zu dem Schluss, dass generell-abstrakte Maßnahmen, 
die auf eine bestimmte Kategorie von Diensten der Informa-
tionsgesellschaft abzielen, die in allgemeinen Worten beschrie-
ben werden und unterschiedslos für alle Anbieter dieser Ka-
tegorie von Diensten gelten, nicht unter den Begriff  der „Maß-
nahmen gegen einen bestimmten Dienst der Informationsgesell-
schaft“ iSd EC-RL fallen. In seiner Begründung greift der EuGH 
weitgehend die Schlussanträge von GA Szpunar (SA 8. 6. 2023, 
C-376/22 [Google Ireland u. a.], ECLI:EU:C:2023:467) auf und be-
tont, dass die EC-RL auf der Anwendung der Grundsätze der Auf-
sicht im Herkunftsmitgliedstaat und der gegenseitigen Anerken-
nung der Rechtssysteme in den einzelnen Mitgliedstaaten be-
ruht. Die Missachtung dieser Grundsätze würde „das gegensei-
tige Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten untergraben und 
dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung zuwiderlaufen“ 
(Rz 53 des Urteils).

Die Konsequenzen des vorliegenden Urteils sind aus Sicht 
der österreichischen (Vorreiter-)Gesetzgebung bedauerlich. Sie 
eröff nen – einmal mehr – den Blick auf die temporale Kompo-
nente der Erga-omnes-Wirkung von EuGH-Entscheidungen. Vor-
abentscheidungen des EuGH haben grds die zeitliche Wirkung 
ex tunc. Die bindenden Feststellungen der Zweiten Kammer be-
deuten, dass das KoPl-G (zumindest in dem der Vorabentschei-

dung zugrunde gelegten Rahmen) schon seit seiner Kundma-
chung unionsrechtswidrig war und damit in seiner Anwendung 
zurückzutreten hatte, maW insgesamt unangewendet zu blei-
ben gehabt hätte (grundlegend statt vieler Schima, Wirkung und 
Grenzen der Entscheidungen des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften, in Jabloner [Hrsg], Wirkungen höchstrichterli-
cher Judikatur [2007] 73; Canaris, Die richtlinienkonforme Aus-
legung und Rechtsfortbildung im System der juristischen Metho-
denlehre, in FS Bydlinski [2002] 47 [54 ff ]). Den Antragstellern des 
Ausgangsverfahrens, Google, Meta und TikTok, dürfen zusätzli-
che Verpfl ichtungen in Österreich im Vergleich zu ihrem Sitzstaat 
Irland nur im konkreten Einzelfall auferlegt werden.

Ausblick: Nun ist der VwGH am Zug. Er hat den Rechtsstreit 
unter Zugrundelegung des EuGH-Urteils zu entscheiden. Der 
durchaus medial aufbereitete Jubel von Google, Meta und Tik-
Tok, wonach Mitgliedstaaten nur Online-Dienste im eigenen 
Land regulieren dürfen, wird wohl nur kurz währen. Zwar ist 
mit einer Aufhebung des KoPl-G durch das DSA-Begleitgesetz 
im Februar 2024 zu rechnen (DSA-BegG, GZ 2023-0.651.495, 
Entwurf abrufbar unter <bmj.gv.at/ministerium/gesetzesent-
wuerfe/Entw%C3%BCrfe-2023/Entwurf-f%C3%BCr-ein-DSA-
Begleitgesetz-(DSA-BegG).html> [17. 11. 2023]), doch hat der 
Unionsgesetzgeber mit Art 33–43 iVm Art 51 DSA durchaus ähnli-
che Regelungen auf den Weg gebracht, wie sie das KoPl-G (noch) 
enthält. Österreich beabsichtigt mit dem Koordinator-für-Digita-
le-Dienste-Gesetz (KDD-G als Teil des DSA-BegG), die KommAus-
tria mit den entsprechenden Aufgaben zu betrauen. Diese ist 
nach dem AMD-G auch bereits mit der Beurteilung rechtswidri-
ger Online-Inhalte und der Verhängung von Maßnahmen gegen 
Plattformbetreiber betraut.

Zusammenfassend hat der EuGH entschieden, dass Mitglied-
staaten im sog „koordinierten Bereich“ keine generell-abstrak-
ten Maßnahmen erlassen dürfen, die sich auf eine Kategorie be-
stimmter Dienste der Informationsgesellschaft beziehen und 
unterschiedslos für alle Anbieter dieser Kategorie von Diensten 
gelten. Solche Maßnahmen sind nicht vom Ausnahmetatbestand 
nach Art 3 Abs 4 lit a EC-RL erfasst und daher nicht mit dem Her-
kunftslandprinzip vereinbar.

Bearbeiter: Clemens Thiele
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